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Einleitung
Belastungssituationen, Krankheiten und Unfälle und die damit oft einhergehende Einschränkung 
der Arbeits- und Leistungsfähigkeit von Mitarbeitenden gehören zum Berufsleben. Die Bundes-
verwaltung hat das Ziel, die Gesundheit ihrer Mitarbeitenden zu schützen, psychosoziale Risiken 
zu minimieren und erkrankte sowie verunfallte Personen rasch und nachhaltig in den Arbeitspro-
zess zu reintegrieren. Sie setzt dabei auf die Früherkennung, Frühintervention und auf das Case 
Management (CM PSB), das von der Personal- und Sozialberatung der Bundesverwaltung (PSB) 
geführt wird. Diese drei Phasen gelten als Betriebliches Case Management der Bundesverwaltung 
(BCMB).

Phase 1
sofort – 
≈ 30 
Tage

Früherkennung (Führungskraft)

In der Phase der Früherkennung geht es darum, Auffälligkeiten und Veränderungen 
im Verhalten, in der Leistung und bezüglich Abwesenheiten frühzeitig festzustel-
len. Die Führungskräfte sind gefordert, ihre Fürsorgepflicht wahrzunehmen und zu 
erkennen, ob konkrete Massnahmen zu treffen sind.

Phase 2
bis 60 
Tage

Frühintervention (Führungskraft und HR)

Die Phase der Frühintervention hat zum Ziel, im persönlichen Gespräch zwischen 
der/dem Mitarbeitenden und der direkt vorgesetzten Führungskraft Absenzen, 
Auffälligkeiten oder Veränderungen in Leistung und Verhalten anzusprechen und 
allfällige Unterstützungsmassnahmen einzuleiten. Die Führungskraft zieht bei  
Bedarf die HR-Fachperson bei.

Phase 3
bis max.

Ende
Lohnfort-
zahlungs-
pflicht

Case Management PSB (fachliche Unterstützung)

In komplexen Situationen und bei Koordinationsbedarf zieht die HR-Fachperson die 
PSB als Fachstelle für die berufliche Reintegration bei. Diese übernimmt im Rahmen 
des Case Managements PSB (CM PSB) die Prozessverantwortung und berät und 
unterstützt Mitarbeitende, Führungskräfte und HR-Fachleute bei der Reintegration 
in den Arbeitsprozess.

Zentrale Erfolgsfaktoren im BCMB sind das Engagement und die Kooperation aller Beteiligten. Es 
ist wichtig, dass Führungskräfte, wertschätzend und klar kommunizieren sowie transparent und 
verbindlich vorgehen und Mitarbeitende im Rahmen ihrer Möglichkeiten mitwirken.

Die Führungskräfte arbeiten dabei eng mit den HR-Fachleuten zusammen und werden je nach 
Komplexität der Situation durch Fachstellen wie die PSB, die Beratungsstelle für medizinische 
Expertisen (EPA)1 und den Rechtsdienst des Eidgenössischen Personalamts (EPA) unterstützt.
Der vorliegende Leitfaden erläutert die Phasen der Früherkennung, Frühintervention und des CM 
PSB. Dabei werden die Ziele, Aufgaben und Rollen beschrieben und Interventionsmassnahmen 
aufgezeigt.

 
1	 siehe Kapitel Medizinische Beurteilungen
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1	Früherkennung
Ziel Auffälligkeiten, Veränderungen in Leistung und Verhalten sowie  

Abwesenheiten frühzeitig erkennen.

Verantwortung Direkt vorgesetzte Führungskraft.

Unterstützung Für die Beurteilung von Auffälligkeiten und Veränderungen ist die Unter-
stützung durch die HR-Fachperson und/oder die PSB möglich.

Durchführung In regelmässigem Kontakt mit Mitarbeitenden stehen, Präsenzspiegel 
nutzen, Fürsorgepflicht wahrnehmen.

Abschluss Entscheid, ob eine Frühintervention nötig ist.

1.1	 Früherkennung am Arbeitsplatz

Früherkennung am Arbeitsplatz2 heisst, häufige Abwesenheiten, Auffälligkeiten und Veränderun-
gen im Verhalten und bei der Leistung frühzeitig wahrzunehmen. Im regelmässigen Kontakt kann 
die direkt vorgesetzte Führungskraft negative Veränderungen bei den Mitarbeitenden frühzeitig 
erkennen oder mittels Präsenzspiegel Auffälligkeiten bei den Abwesenheiten feststellen.

1.1.1	 Veränderungen in der Leistung

Beispielsweise: Auffällige Schwankungen (Quantität, Qualität), signifikante Verschlechterung, 
Nichteinhalten von Fristen und Terminen, Unzuverlässigkeit, Mangel an Aufmerksamkeit und Prä-
zision, Beschwerden von Dritten, Zurückhaltung, Ablehnung oder Anpassungsschwierigkeiten bei 
Veränderungen, neuen Aufgabenstellungen oder Arbeitsprozessen.

1.1.2	 Veränderungen im Verhalten

Beispielsweise: Sozialer Rückzug, Vermeiden des Kontakts mit der direkt vorgesetzten Führungs-
kraft und/oder Arbeitskollegen/-kolleginnen, veränderte Kooperationsbereitschaft oder Teamfä-
higkeit, Verlust von Interesse und Motivation, Nichteinhalten von Abmachungen, Konzentrations-
mangel, Nervosität, Reizbarkeit, Ungeduld.

1.1.3	 Auffälligkeiten

Beispielsweise: Stimmungsschwankungen, gesundheitliche Probleme wie z. B. häufige Kopf-
schmerzen, Magen- und/oder Darmprobleme, Schlafstörungen, physische Veränderungen  
(z. B. Gewichtsveränderungen), vernachlässigte Körperpflege, Zittern der Hände, Schweissausbrü-
che, Alkoholgeruch, Übermüdung, Benommenheit, häufige Verletzungen, auffällige Über- oder 
Minusstunden, fehlender Ferienbezug, auffälliges Pausenverhalten.

2	� Der Begriff «Arbeitsplatz» wird in diesem Leitfaden unabhängig vom Arbeitsort (Büro oder mobiles Arbeiten) 
verwendet.

Phase 1
sofort – 
≈ 30 
Tage

Phase 2
bis 60 
Tage

Phase 3
bis max.

Ende
Lohnfort-
zahlungs-
pflicht
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1.1.4	 Häufige Abwesenheiten

Beispielsweise: Mehr als drei krankheits- oder unfallbedingte Abwesenheiten in den letzten sechs 
Monaten, regelmässige Abwesenheiten vor und nach Wochenenden, gehäuftes kurzes Verlassen 
des Arbeitsplatzes, verlängerte Pausen ausserhalb des Arbeitsortes, keine oder wenig glaubhafte 
Entschuldigungen für Verspätungen oder wiederholte Abwesenheiten.

Der Präsenzspiegel ist ein Führungsinstrument, welches die wichtigsten An- und Abwesenheiten 
in Form einer Kalenderübersicht über drei Jahre grafisch darstellt. Muster und Auffälligkeiten in 
der An- und Abwesenheit von Mitarbeitenden werden dadurch sichtbar gemacht. Das regel-
mässige Besprechen des Präsenzspiegels mit den Mitarbeitenden z. B. anlässlich von Linien- und 
Standortgesprächen hilft, Auffälligkeiten anzusprechen.

1.2	 Früherkennung bei krankheits- und unfallbedingten Abwesenheiten

Früherkennung bei krankheits- und unfallbedingten Abwesenheiten bedeutet, einen allfälligen 
Unterstützungsbedarf bei der Reintegration frühzeitig zu erkennen.

Beispielsweise: Unklarheit betreffend Rückkehr und/oder Leistungsfähigkeit nach unfall- und 
krankheitsbedingter Abwesenheit.
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2	Frühintervention
Bei Veränderungen am Arbeitsplatz ist die direkt vorgesetzte Führungskraft gefordert, ihre 
Wahrnehmungen aus der Früherkennung im persönlichen Gespräch mit der betroffenen Per-
son anzusprechen, zu klären und mögliche Unterstützung und Folgen aufzuzeigen.

Gelingt es, rechtzeitig geeignete Unterstützungs- und Integrationsmassnahmen einzuleiten, 
erhöht sich die Chance deutlich, dass Mitarbeitende gar nicht erst längerfristig krankheitsbe-
dingt ausfallen bzw. dass sie rasch in den Arbeitsprozess zurückkehren können.

2.1	� Frühintervention bei Auffälligkeiten und Veränderungen am Arbeitsplatz

Ziel Auffälligkeiten und Veränderungen im Verhalten und in der Leistung 
frühzeitig ansprechen und geeignete Massnahmen ergreifen.

Verantwortung Direkt vorgesetzte Führungskraft.

Unterstützung Für die Vor- und Nachbereitung von Gesprächen ist die Unterstützung 
der HR-Fachperson und/oder der PSB möglich.

Durchführung Führen eines Klärungs- und/oder Konfrontationsgesprächs durch die 
direkt vorgesetzte Führungskraft.

Abschluss Abhängig von vereinbarten Massnahmen und dem Gesprächsverlauf.

Als erste Massnahme ist ein Klärungs- oder Konfrontationsgespräch mit der/dem Mitarbeiten-
den zu führen. Unabhängig vom Grund der Frühintervention lohnt es sich in jedem Fall, dieses 
Gespräch gut vorzubereiten.

Werden im Gespräch Massnahmen und Ziele vereinbart, sind diese zu Handen des Perso-
naldossiers zu protokollieren und zum festgelegten Zeitpunkt durch die Führungskraft zu 
überprüfen. Falls nötig, sind weiterführende Schritte in Absprache mit der HR-Fachperson zu 
treffen. Dies können auch personalrechtliche Massnahmen sein (z. B. Mahnung bei fehlender 
Mitwirkung).

Phase 1
sofort – 
≈ 30 
Tage

Phase 2
bis 60 
Tage

Phase 3
bis max.

Ende
Lohnfort-
zahlungs-
pflicht
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2.2	 Frühintervention bei Verdacht auf eine Suchterkrankung

Ziel Wahrnehmung der Fürsorgepflicht / Erhalt der Arbeits- und Leistungs- 
fähigkeit.

Verantwortung Direkt vorgesetzte Führungskraft.

Unterstützung Für die Vor- und Nachbereitung von Gesprächen ist die Unterstützung 
der HR-Fachperson und/oder der PSB angezeigt. Es empfiehlt sich, für die 
Ausarbeitung einer Vereinbarung die PSB, einen Vertrauensarzt/eine  
Vertrauensärztin über die Beratungsstelle für medizinische Expertisen 
(EPA) und/oder spezialisierte Fachstellen beizuziehen.

Durchführung Führen eines Klärungs- oder Konfrontationsgesprächs durch die direkte 
Führungskraft; bei Bedarf mit Teilnahme der HR-Fachperson und invol-
vierten Stellen.

Abschluss Entlastungsgespräch, Begleitung durch die PSB oder Prüfen eines CM 
PSB.

Bei Anzeichen einer Suchterkrankung hat der Arbeitgeber im Rahmen der Fürsorgepflicht (OR 
328) die ihm zur Verfügung stehenden Massnahmen (Gespräch suchen, Unterstützungsangebote 
für die Bewältigung der Sucht etc.) zu ergreifen. Die Führungskraft kann sich betreffend Einschät-
zung der Situation, Vor- und Nachbereitung der Gespräche und der Planung des weiteren Vor-
gehens an die HR-Fachleute oder an die PSB wenden und sich beraten und unterstützen lassen. 
Allenfalls ist es auch sinnvoll, über die Beratungsstelle für medizinische Expertisen (EPA) einen 
Vertrauensarzt / eine Vertrauensärztin bereits zu diesem Zeitpunkt beizuziehen.

Fakten bilden die Grundlage für die Formulierung von Leistungs- und/oder Verhaltenszielen. 
Solange Leistung und Verhalten den Anforderungen genügen, gibt es keinen Grund und keine 
Möglichkeit, aufgrund des Suchtverhaltens personalrechtliche Massnahmen zu ergreifen (Ausnah-
me: Risikoberufe, repräsentative Aufgaben, Kundenkontakt).

Ziele bezüglich Mängel in Leistung und Verhalten, welche von personalrechtlicher Relevanz sind 
oder sein können, sind in einer Zielvereinbarung oder einer Ergänzung zur Zielvereinbarung se-
parat festzulegen. Sind Verhalten oder Leistung aufgrund einer Suchterkrankung während einer 
Beurteilungsperiode ungenügend, sind die betroffenen Mitarbeitenden unter gleichzeitiger Mah-
nung mit Androhung der Kündigung darauf hinzuweisen, dass ihnen eine letzte Frist von 3 – 6 
Monaten für die Verbesserung von Leistung oder Verhalten eingeräumt wird. Dabei muss konkret 
umschrieben werden, was der Arbeitgeber von der/dem Mitarbeitenden erwartet. Werden die 
vereinbarten Ziele nicht erreicht, kann nach Ablauf der vereinbarten Frist die Kündigung ausge-
sprochen werden.

Der Arbeitgeber kann seinen Angestellten vorschreiben, wie sie sich am Arbeitsplatz zu verhalten 
haben. Diese Weisungen müssen jedoch verhältnismässig sein. Besondere Aufmerksamkeit ist 
aber bei Risikoberufen angezeigt. Zur Anwendung kommt hier Art. 35 Abs. 3 Verordnung 3 zum 
Arbeitsgesetz (ArGV 3). Um diesbezügliche Anordnungen kontrollieren zu können, müssen die 
Massnahme und die Kontrollinstrumente im Arbeitsvertrag vereinbart werden. Der Arbeitgeber 
hat die Pflicht, Mitarbeitende von Aufgaben zu entbinden, bei denen der Suchtmittelkonsum ein 
Risiko darstellt.
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Es ist möglich, mit Mitarbeitenden eine Vereinbarung zu treffen, in welcher zum Beispiel der 
Alkoholkonsum im Sinne einer gesundheitspolitischen Massnahme festgestellt und Schritte zur 
Verbesserung der gesundheitlichen Situation (z. B. in gravierenden Fällen ein stationärer Ent-
zug) definiert werden. Es empfiehlt sich für die Festlegung von weiterführenden Massnahmen 
eine Fachstelle beizuziehen. Diese Vereinbarung basiert auf Freiwilligkeit. Personalrechtliche 
Konsequenzen können daraus nicht abgeleitet werden. Erst wenn sich innerhalb einer festge-
legten Zeit zeigt, dass sich Mitarbeitende nicht an den Inhalt der Vereinbarung halten, kann 
diese Tatsache als nicht erwünschtes Verhalten beanstandet werden.

Um abzuklären, welche Massnahmen geeignet sind, kann in Absprache mit der/dem Mitarbei-
tenden die PSB beigezogen werden. Diese prüft die Zusammenarbeit mit einer Suchtpräven-
tionsstelle. Zusätzlich kann allenfalls eine medizinische Einschätzung und Empfehlung für die 
Behandlung oder Therapie durch den Vertrauensarzt/die Vertrauensärztin über die Beratungs-
stelle für medizinische Expertisen (EPA) eingeholt werden.

Falls die angestrebten Verbesserungen ausbleiben und/oder die betroffenen Mitarbeitenden 
sich nicht kooperativ zeigen, sind für die Beurteilung der Situation ausschliesslich die Leistung 
und das Verhalten zu bewerten. Dies kann personalrechtliche Folgen nach sich ziehen.

2.3	 Frühintervention bei krankheits- oder unfallbedingter Abwesenheit

Ziel Sicherstellen des Kontakts während der Abwesenheit und Treffen von  
adäquaten Unterstützungsmassnahmen durch den Arbeitgeber für die 
Rückkehr an den Arbeitsplatz.

Verantwortung Direkt vorgesetzte Führungskraft.

Unterstützung Für die Vor- und Nachbereitung von Gesprächen ist die Unterstützung 
der HR-Fachperson und/oder der PSB möglich.

Durchführung Führen eines Klärungsgesprächs durch die direkte Führungskraft; bei 
Bedarf mit Teilnahme der HR-Fachperson und involvierten Stellen.

Vertrauensarzt / Vertrauensärztin wird über die Beratungsstelle für  
medizinische Expertisen (EPA) durch das HR beauftragt.

Abschluss Führen eines Rückkehrgesprächs oder Prüfung eines CM PSB veranlas-
sen.

Bei krankheits- oder unfallbedingten Abwesenheiten meldet sich der/die betroffene Mitarbei-
tende bei der direkt vorgesetzte Führungskraft ab und informiert diese über die voraussichtli-
che Dauer der Abwesenheit (Art. 61 VBPV).

Wenn keine Abmeldung erfolgt, nimmt die direkt vorgesetzte Führungskraft mit der/dem Mit-
arbeitenden Kontakt auf, um die Situation zu klären, resp. einschätzen zu können.

Die direkt vorgesetzte Führungskraft stellt den regelmässigen Kontakt mit der/dem erkrankten 
oder verunfallten Mitarbeitenden sicher und informiert die HR-Fachperson.
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Bei unentschuldigter Abwesenheit mangels entsprechender Arztzeugnisse sind personalrechtliche 
Massnahmen abzuwägen.

Es ist wichtig, rasch zu prüfen, ob für die Rückkehr an den Arbeitsplatz besondere Unterstüt-
zungsmassnahmen durch den Arbeitgeber notwendig sind.

2.4	 Einschätzung weiterer Handlungsbedarf

Für die Planung des weiteren Vorgehens ist zu berücksichtigen, ob die Voraussetzungen für den 
Erhalt resp. die Rückkehr an den Arbeitsplatz von beiden Seiten (Arbeitgeber und Mitarbeiter/in) 
nach wie vor gegeben sind. Liegt zum Beispiel von Seiten Arbeitgeber ein Kündigungsgrund vor 
oder ist der/die Mitarbeiter/in untauglich oder nicht gewillt, die Arbeit wieder aufzunehmen oder 
bei der Reintragtion mitzuwirken, sind personalrechtliche Massnahmen zu prüfen oder Tren-
nungsmöglichkeiten zu klären.

Die/der betroffene Mitarbeitende ist verpflichtet, im Rahmen ihrer/seiner Möglichkeiten aktiv
an einer Reintegration mitzuarbeiten (Art. 21 Abs. 1 Bst. d BPG; Art. 11a Abs. 2 BPV) und
die ärztlichen Anordnungen (Art. 56 Abs. 4 BPV) zu befolgen.

Ist eine Reintegration in den Arbeitsprozess möglich, sind die nötigen Integrationsmassnahmen zu 
ergreifen.

Ist der Zeitpunkt absehbar, wann der/die erkrankte oder verunfallte Mitarbeitende an den Ar-
beitsplatz zurückkehrt und braucht es nur einfache Unterstützungsmassnahmen, trifft die direkt 
vorgesetzte Führungskraft diese in Zusammenarbeit mit der HR-Fachperson und allenfalls unter 
Einbezug des behandelnden Arztes / der behandelnden Ärztin und/oder der PSB.

Führen einfache Unterstützungsmassnahmen nicht zum Ziel oder ist bereits klar, dass diese für 
die Reintegration in den Arbeitsprozess nicht ausreichen werden, ist die fachliche Unterstützung 
durch die PSB möglichst früh (in der Regel vor Ablauf von 150 Lohnfortzahlungstagen) zu or-
ganisieren. Der/die betroffene Mitarbeitende wird von der zuständigen HR-Fachperson darüber 
informiert, dass die PSB mit der Prüfung eines CM PSB beauftragt wird. Anschliessend wird das 
ausgefüllte und unterschriebene Dokument «Prüfung CM PSB» der PSB zugestellt.
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3	�Case Management PSB (CM PSB)
Das CM PSB ist eine durch die PSB geführte und begleitete Massnahme zur Reintegration in den 
Arbeitsprozess.

3.1	 Prüfung CM PSB

Die HR-Fachperson beauftragt in Absprache mit der direkt vorgesetzten Führungskraft und nach 
Information des/der betroffenen Mitarbeiters/Mitarbeiterin die PSB, den Bedarf eines CM PSB zu 
klären.

In der Abklärungs-Phase prüft die PSB mittels Gesprächen mit der/dem Mitarbeitenden, der di-
rekt vorgesetzten Führungskraft und der HR-Fachperson, ob die Voraussetzungen für ein CM PSB 
erfüllt sind. Beurteilt werden dabei u.a. das gemeinsame Ziel der Reintegration in den Arbeitspro-
zess, die Komplexität/Mehrfachproblematik, der Kooperationsbedarf und die Kooperationsbereit-
schaft aller Beteiligten.

Ein- und Ausschlusskriterien sind:

Einschlusskriterien Erklärungen/Beispiele

Vorhandene Komplexität 
oder Mehrfachproblematik

- �eine Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit oder Unfall von vor-
aussichtlich mehr als einem Monat liegt vor

oder
- �eine für die Lohnfortzahlung ärztlich attestierte verminderte 

Leistungsfähigkeit von mehr als einem Monat liegt vor
und (mindestens ein Punkt trifft zu)
  - �Veränderungen in der Leistung, im Verhalten und sonstige 

Auffälligkeiten bestanden schon vor der Arbeitsunfähigkeit
  - �es besteht Unklarheit betreffend Rückkehr und/oder Entwick-
lung der weiteren Leistungsfähigkeit; für die Reintegration ist 
eine Anpassung des Arbeitsplatzes notwendig

  - �es besteht im Bereich Arbeit ein Arbeitsplatzkonflikt oder Be-
darf an Transparenz und Klärung bezüglich der Erwartungen 
und Wahrnehmungen von Mitarbeitenden und Arbeitgeben-
den, etc.

  - �es besteht im Bereich Soziales eine drohende Isolation, prekä-
re Wohnsituation, anspruchsvolle Betreuungssituationen, etc.

  - �es besteht im Bereich Finanzen eine Schuldensituation, finan-
zielle Notsituation oder es bestehen Existenzängste, etc.

Koordinationsbedarf - �Bedarf an Zielklärung und verbindlicher Reintegrationsplanung
- �Bedarf an Ressourcenerschliessung und koordinierter Leis-

tungserbringung 

Notwendigkeit von mehre-
ren Leistungserbringenden / 
komplexes Hilfesystem

- �Ärzte/Ärztinnen, Psychologen/Psychologinnen, Bezugsperso-
nen, Sozialversicherungpersonen und weitere Fachpersonen 
sind einzubeziehen

Kooperationsbereitschaft 
aller Beteiligten

- �Bereitschaft der beteiligten Mitarbeitenden, Vorgesetzten und 
HR-Fachpersonen zum Erreichen des Leitziels im CM PSB aktiv 
mitzuwirken

- �Entbindung Schweigepflicht von MA wird erteilt

Phase 1
sofort – 
≈ 30 
Tage

Phase 2
bis 60 
Tage

Phase 3
bis max.

Ende
Lohnfort-
zahlungs-
pflicht
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Ausschlusskriterien Erklärungen/Beispiele

Ebene Mitarbeitende - �Bis zum Ende der Lohnfortzahlungspflicht ist eine Reinteg-
ration in den Arbeitsprozess aus gesundheitlichen Gründen 
ausgeschlossen

- �Es liegt ein ärztliches Attest vor, dass es sich um eine arbeits-
platzbezogene Arbeitsunfähigkeit handelt

Ebene Arbeitsvertrag - �Keine Mitarbeitenden der Bundesverwaltung
- �Austritt aus der BVerw in weniger als drei Monaten

Die PSB gibt aufgrund ihrer Bedarfsanalyse eine Empfehlung an das HR ab.

Sind die Voraussetzungen für ein CM PSB nicht erfüllt, kann die PSB andere Unterstützungsmass-
nahmen empfehlen und ihre weitere Unterstützung und Beratung anbieten.

Wurde ein CM PSB empfohlen, wird dieses eröffnet, sobald der entsprechende Auftrag der zu-
ständigen HR-Fachperson bei der PSB eingeht.

3.2	 CM PSB

Ziel Rückkehr oder Teilrückkehr in den Arbeitsprozess, Erhalt oder Wieder- 
erlangen der Leistungsfähigkeit, geltend machen allfälliger Versiche-
rungsleistungen (IV, MV, SUVA, PUBLICA usw.).

Verantwortung Der/die Case Manager/in PSB übernimmt die Prozessbegleitung und  
-verantwortung.

Die Führungsverantwortung bleibt während des ganzen Prozesses bei 
der Führungskraft.

Die HR-Fachperson ist zuständig für das Absenzenmanagement Bund 
(Fallführungstool).

Unterstützung Der/die Case Manager/in PSB und/oder andere involvierte Fachstellen.

Durchführung Prozessschritte CM PSB

Sistierung / Abbruch des CM PSB von Seiten Arbeitgeber (HR oder Vor-
gesetzte), der/dem Mitarbeitenden oder der PSB bei Zielkonflikt möglich.

Abschluss Das CM PSB wird mittels eines Abschlussgespräches ausgewertet.

Mit der Eröffnung des CM PSB übernimmt der/die Case Manager/in PSB die Prozessbegleitung 
und -verantwortung. Das CM PSB besteht aus vier Schritten:

		�Situationsanalyse bezüglich: Arbeit, Gesundheit sowie soziale und finanzielle Situation der/
des Mitarbeitenden);

		�Planung der Reintegration: (Ziele vereinbaren, Massnahmen festlegen und Zuständigkeiten 
definieren);
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		�Durchführung: (Prozessbegleitung durch die PSB, regelmässige Standortgespräche, interdiszi-
plinäre Zusammenarbeit);

		�Evaluation/Abschluss.

Am Prozess beteiligte Personen und Stellen sind nebst der/dem betroffenen Mitarbeitenden, die 
direkt vorgesetzte Führungskraft, die HR-Fachperson, behandelnde Ärzte/Ärztinnen resp. die 
Vertrauensärzte/Vertrauensärztinnen und weitere interne und externe Fachpersonen wie IV, MV 
und SUVA.

Bei einem Zielkonflikt, z. B. wenn die Rückkehr in den Arbeitsprozess in Frage gestellt wird oder 
bei mangelnder Mitwirkung, kann das CM PSB bis zur Klärung der Situation sistiert oder abge-
brochen werden. Es ist Aufgabe der zuständigen Verwaltungseinheit, allfällige weitere und/oder 
personalrechtliche Schritte zu prüfen und einzuleiten.

3.3	 Mittelzuteilung berufliche Integration im Rahmen CM PSB

Während der Reintegration kann der betroffenen Verwaltungseinheit gemäss «Weisungen betref-
fend die Mittelzuteilung für die berufliche Integration»3 eine Betreuungspauschale während einer 
Teilarbeitsfähigkeit ausgerichtet werden.

Ist bereits klar, dass eine voraussichtlich dauernde Behinderung im Sinne des BehiG4 besteht, 
kann eine Förderprämie für die Beschäftigung gewährt werden.

3	 �Weisungen betreffend die Mittelzuteilung für die berufliche Integration aus dem Kredit A202.0129 besondere Per-
sonalkategorien (ProPers/Entwicklung und Führung/Diversity Management/Berufliche Integration von Menschen mit 
Behinderungen)

4	� Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderun-
gen (Behindertengleichstellungsgesetz, BehiG), SR 151.3
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4	�Aufgaben der einzelnen Akteure im
	 Betrieblichen Case Management Bund
4.1	 Mitarbeiterin/Mitarbeiter

		�informiert die direkt vorgesetzte Führungskraft möglichst frühzeitig über Belastungssituatio-
nen am Arbeitsplatz und zieht wenn nötig das HR und/oder die PSB bei.

		�meldet sich bei Arbeitsverhinderung (Krankheit oder Unfall) umgehend bei der direkt vorge-
setzten Führungskraft ab und informiert diese über die voraussichtliche Dauer der Abwesen-
heit. Sie/Er ist nicht verpflichtet, Auskünfte zur Diagnose zu geben.

		�reicht ab dem 6. Arbeitstag unaufgefordert und rechtzeitig lückenlose befristete Arztzeug-
nisse ein – z. B. befristet bis zum nächsten Behandlungs- bzw. Kontrolltermin.

		�arbeitet im Rahmen seiner/ihrer Möglichkeiten aktiv an der Reintegration mit  
(Art. 21 Abs. 1 Bst. d BPG).

		�ist im Rahmen der Mitwirkungspflicht verpflichtet, in die Abklärungen eines  
Vertrauensarztes einzuwilligen und mitzuwirken.

		�befolgt die ärztlichen Anordnungen nach Art. 56 Abs. 4 BPV.

		�ist im Rahmen der Mitwirkungspflicht verpflichtet, Versicherungsleistungen (z. B. IV, SUVA, 
MV) geltend zu machen und bei den Abklärungen mitzuwirken.

		��reicht eine IV-Anmeldung ein, sobald klar ist, dass die IV sinnvollerweise für die Reintegration 
beigezogen wird, jedoch spätestens sechs Monate nach Beginn der krankheits- oder unfall-
bedingten Abwesenheit (Art. 29 Abs. 1 IVG).

4.2	 Direkt vorgesetzte Führungskraft

		��ist zuständig für die Früherkennung und Initiierung der Phase der Frühintervention.

		�beurteilt Leistung und Verhalten.

		��leitet Arztzeugnisse an die zuständige HR-Fachperson weiter.

		�stellt den Kontakt zum/zur abwesenden Mitarbeiter/Mitarbeiterin sicher.

		�klärt, inwiefern das Team informiert werden soll.

		�arbeitet im Rahmen des CM PSB mit.

		��nimmt während des ganzen Prozesses Führungsverantwortung wahr.
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4.3	 HR-Fachperson

		��unterstützt und berät die direkt vorgesetzte Führungskraft (insbesondere betreffend perso-
nalrechtlichen Fragestellungen) in allen Phasen der Reintegration und nimmt bei Bedarf an 
Gesprächen teil.

		�stellt sicher, dass ein Unfall innert 5 Arbeitstagen der SUVA gemeldet wird.

		�informiert den/die Mitarbeiter/in über die Prüfung eines CM PSB und allenfalls die  
Eröffnung eines CM PSB.

		�erteilt den Auftrag CM PSB.

		��arbeitet im Rahmen des CM PSB mit.

		�beauftragt den Vertrauensarzt/die Vertrauensärztin nach erfolgter Kostengutsprache durch 
die Beratungsstelle für medizinische Expertisen (EPA) und ist dessen/deren Kontaktperson.

		��stellt die fristgerechte IV-Anmeldung (spätestens 6 Monate nach Beginn der krankheits- oder 
unfallbedingten Arbeitsunfähigkeit) durch die/den betroffene/n Mitarbeitende/n sicher und 
reicht das Formular «Arbeitgeber» inkl. Verrechnungsantrag bei der IV ein. Weigert sich die/
der Mitarbeitende, sich bei der IV anzumelden, ist sie/er dazu anzuweisen.

		��erstellt Besprechungs- und Standortbestimmungsprotokolle im Rahmen des CM PSB.

		��meldet ab dem 60. Krankheitstag, spätestens nach dem 90. Krankheitstag die Arbeitsunfä-
higkeit gemäss SLAD[1] der PUBLICA.

		�prüft und organisiert bei Bedarf einen Trainingsarbeitsplatz oder eine mögliche Versetzung 
innerhalb der Verwaltungseinheit respektive Bundesverwaltung.

		��stellt für die Zeit der Teilarbeitsfähigkeit des CM PSB den Antrag um «Mittelzuteilung berufli-
che Integration».

		��sorgt bei Bedarf für eine Anpassung der Stellenbeschreibung und die entsprechende Bewer-
tung.

		��nimmt gemäss Art. 56 Abs. 2 BPV allfällige Lohnkürzungen und Art. 67a BPV allfällige Feri-
enkürzungen vor.

		��nimmt die Anpassung des Arbeitsvertrages gemäss Art. 31a Abs. 5 BPV vor, sobald der 
IV-Entscheid vorliegt, spätestens per Ablauf der Lohnfortzahlungsfrist.

4.4	 Case Manager/in PSB

		�übernimmt die Prozessbegleitung und -verantwortung im CM PSB.

		�analysiert die Situation mit den Betroffenen (z. B. Mitarbeiterin/Mitarbeiter, Führungskraft, 
HR-Fachperson, medizinische Fachpersonen).

		��involviert die nötigen Personen und Institutionen.

[1]	�Service Level Agreement Allgemeine Dienstleistungen (SLA D) zum Anschlussvertrag für das Vorsorgewerk Bund
	 vom 15. Juni 2007 (https://publica.ch/ihre-vorsorge/vorsorgewerk-bund/ueberblick) – Artikel 4, Buchstabe e.
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		�erstellt mit den Beteiligten gemeinsame Zielsetzungen und plant die Reintegration.

		��koordiniert, plant und evaluiert die getroffenen Massnahmen und organisiert regelmässige 
Standortbestimmungen.

		��unterstützt und berät die Beteiligten im Prozess.

4.5	 Medizinische Beurteilungen

Im Zusammenhang mit der Reintegration ist eine Zusammenarbeit mit den behandelnden Ärzten/
Ärztinnen anzustreben. Dieser Kontakt erfolgt in erster Linie über die Mitarbeitenden. Eine Teil-
nahme der behandelnden Ärzte/Ärztinnen an Standortgesprächen im Case Management Prozess 
ist erwünscht.

Die Beratungsstelle für medizinische Expertisen (EPA) kann auf Anfrage von HR-Fachpersonen 
Vertrauensärzte / Vertrauensärztinnen vermitteln und Kostengutsprache leisten für:

		��Plausibilisierung von Arztzeugnissen

		�Beurteilung Tauglichkeit aufgrund von Vorakten

	 	�Beurteilung Tauglichkeit mit persönlicher Befragung

	 	�Beurteilung der arbeitsplatzbezogenen Arbeitsunfähigkeit

4.6	 Invalidenversicherung

Die IV soll dort beigezogen werden, wo ihre Leistungen die Reintegration unterstützen können 
oder die Rentenfrage geklärt werden muss. Zur Fristenwahrung ist eine Anmeldung spätestens 
vor Ablauf von 6 Monaten nach Beginn der krankheits- oder unfallbedingten Arbeitsunfähigkeit 
vorzunehmen. Um IV-Leistungen beanspruchen zu können, reicht eine IV-Meldung (Früherfas-
sung) nicht aus. Eine solche kann allenfalls dann sinnvoll sein, wenn die/der Mitarbeitende sich 
weigert, sich bei der IV anzumelden. Ansonsten ist direkt eine IV-Anmeldung einzureichen. Die 
PSB unterstützt Mitarbeitende bei der IV-Anmeldung und begleitet diese auf Wunsch an IV-Ge-
spräche.

IV-Unterstützungsmassnahmen zur beruflichen Wiedereingliederung können zum Beispiel Anpas-
sung des Arbeitsplatzes, Job Coaching oder Taggelder beinhalten.

Eine Invalidenrente wird nur zugesprochen, wenn die Möglichkeit einer Eingliederung geprüft 
wurde. Ein allfälliger Rentenanspruch entsteht frühestens nach Ablauf von sechs Monaten nach-
dem die versicherte Person die Anmeldung bei der IV eingereicht hat und frühestens nach einem 
Jahr krankheits- und unfallbedingter Abwesenheit.
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5	�Gesprächsarten im Betrieblichen Case
		 Management der Bundesverwaltung
5.1	 Klärungsgespräch

Im Klärungsgespräch werden die Wahrnehmungen aus der Früherkennung gegenüber der/ dem 
Mitarbeitenden angesprochen. Es soll deutlich werden, dass sich die direkt vorgesetzte Führungs-
kraft Gedanken oder Sorgen macht und klären will, ob sie unterstützend wirken kann.

Ziel Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin ist über die Wahrnehmungen aus der 
Früherkennung und möglichen Unterstützungsmassnahmen informiert.

Verantwortung Direkt vorgesetzte Führungskraft.

Unterstützung Für die Vor- und Nachbereitung von Gesprächen ist die Unterstützung 
der HR-Fachperson und/oder der PSB möglich.

Durchführung Führen des Gesprächs durch die direkt vorgesetzte Führungskraft.

Abschluss Nötige Unterstützung bereitstellen und die Entwicklung der Situation im 
Auge behalten. Rückmeldung an den/die Mitarbeiter/Mitarbeiterin bei 
positiver Veränderung.

Wenn sich die Situation nicht klärt oder verbessert und sich negativ auf 
die Leistung und das Verhalten auswirkt, ist ein Konfrontationsgespräch 
zu führen.
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5.2	 Konfrontationsgespräch

Ein Konfrontationsgespräch wird geführt, wenn die Leistung oder das Verhalten beanstandet 
werden muss. Es gilt herauszufinden, ob von Seiten Arbeitgeber Massnahmen zu ergreifen oder 
Unterstützung zu leisten sind. Gemeinsam wird nach Verbesserungsmöglichkeiten gesucht.

Ziele Der/die betroffene Mitarbeiter/Mitarbeiterin ist über die Mängel in der 
Leistung und im Verhalten informiert, kennt die Erwartungen und den 
konkreten Verbesserungsbedarf. Unterstützungsbedarf ist erkannt.

Die nächsten Schritte um Mängel in der Leistung- und/oder Verhalten 
zu beheben sind festgelegt, Ziele und Massnahmen dokumentiert und 
schriftlich festgehalten. Mögliche personalrechtliche Massnahmen sind 
bei Bedarf erwähnt.

Folgegespräch vereinbart.

Verantwortung Direkt vorgesetzte Führungskraft.

Unterstützung Für die Vor- und Nachbereitung von Gesprächen ist die Unterstützung 
der HR-Fachperson und/oder der PSB möglich.

Durchführung Führen des Gesprächs durch die direkt vorgesetzte Führungskraft, evtl. 
unter Teilnahme der HR-Fachperson. Protokoll erstellen und bei Bedarf 
weitere Gespräche vereinbaren.

Abschluss Entlastungsgespräch führen oder personalrechtliche Massnahmen ergrei-
fen.

5.3	 Entlastungsgespräch

Mit dem Entlastungsgespräch wird die Angelegenheit abgeschlossen, nachdem die Situation 
überprüft und die Verbesserungen im erforderlichen Rahmen erreicht wurden. Es ist wichtig, dass 
Entlastungsgespräche geführt werden.

Ziel Der/die betroffene Mitarbeiter/Mitarbeiterin ist informiert, dass seine 
Leistung oder sein Verhalten den Erwartungen entsprechen und dieser 
Prozess abgeschlossen ist.

Verantwortung Direkt vorgesetzte Führungskraft.

Durchführung Führen des Gesprächs durch die direkt vorgesetzte Führungskraft mit 
HR-Fachperson, wenn diese am ersten Gespräch teilgenommen hat. 
Wenn im Prozess ein Protokoll erstellt wurde, ist ein solches auch für das 
Entlastungsgespräch zu verfassen.
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5.4	 Rückkehrgespräch

Das Rückkehrgespräch wird nach jeder Abwesenheit von Mitarbeitenden (Krankheit, Unfall, 
Ferien, Mutterschaftsurlaub, Militärdienst, längere Weiterbildungen etc.) geführt. Damit werden 
zurückgekehrte Mitarbeitende willkommen geheissen und über allfällige Änderungen und Vor-
kommnisse informiert.

Ziel Der/die betroffene Mitarbeiter/Mitarbeiterin fühlt sich willkommen 
und hat Kenntnis über die aktuellsten Informationen.

Verantwortung Direkt vorgesetzte Führungskraft.

Unterstützung Für die Vor- und Nachbereitung von Gesprächen ist die Unterstützung 
der HR-Fachperson und/oder der PSB möglich.

Durchführung Führen des Gesprächs durch die direkt vorgesetzte Führungskraft.
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6	Anhang

6.1	 Rechtliche Grundlagen

Folgende Gesetze und Verordnungen bilden die Grundlagen für die geltenden Massnahmen und 
Verfahrensweisen:

		��Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000 über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 
(ATSG; SR 830.1);

		��Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversicherung (IVG; SR 831.20) 
(hier insbesondere Art. 7 IVG);

		�Verordnung vom 17. Januar 1961 über die Invalidenversicherung (IVV; SR 831.201);

		�Bundespersonalgesetz vom 24. März 2000 (BPG; SR 172.220.1), Art. 21 Abs. 1 Bst. d, Art. 
28 (Gesundheitsdaten), Art. 29, 30 und 32j;

		��Bundespersonalverordnung vom 3. Juli 2001 (BPV; SR 172.220.111.3), Art. 11, 11a, 56-58, 
63, 67a

		�Verordnung des EFD vom 6. Dezember 2001 zur Bundespersonalverordnung (VBPV; SR 
172.220.111.31), Art. 24, 26, 27 und 61;

		�Verordnung vom 22. November 2017 über den Schutz von Personendaten des Bundesperso-
nals; (BPDV, SR 172.220.111.4), Art. 53-58.

6.2	 Adressen und Anlaufstellen

6.2.1	 Personal- und Sozialberatung der Bundesverwaltung (PSB)

Die PSB ist eine spezialisierte Beratungsstelle des Eidgenössischen Personalamtes (EPA) und 
zuständig für das CM PSB. Die Dienstleistungen der PSB sind kostenlos und stehen allen aktiven 
und pensionierten Mitarbeitenden der Bundesverwaltung sowie deren Familienangehörigen zur 
Verfügung. Die PSB steht unter Schweigepflicht und hat keine Weisungsbefugnis.

http://www.psb-epa.admin.ch
psb@psb.admin.ch

Standort Bern
Eidgenössisches Personalamt (EPA)
Personal- und Sozialberatung der Bundesverwaltung (PSB)
Schwarztorstrasse 53
3003 Bern
Tel. 058 462 64 15

Standort Lausanne
Office fédéral du personnel (OFPER)
Consultation sociale du personnel de l’administration fédérale (CSPers)
Avenue Tissot 8
1006 Lausanne
Tel. 058 468 63 39
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Standort Lugano
Ufficio federale del personale (UFPER)
Consulenza sociale del personale dell‘Amministrazione federale (CSPers)
Via Pioda 10
6900 Lugano
Tel. 058 469 99 26

Standort Zürich
Eidgenössisches Personalamt (EPA)
Personal- und Sozialberatung der Bundesverwaltung (PSB)
Ackermannstrasse 26
8044 Zürich
Tel. 058 467 21 71

Standort Luzern
nach Absprache
Tel. +41 58 481 14 72

6.2.2	 Rechtsdienst Eidgenössisches Personalamt (EPA)

Der Rechtsdienst des EPA berät HR-Fachleute, Führungskräfte und Rechtsdienste der Verwal-
tungseinheiten bei konkreten Fragestellungen. Vorbehalten bleiben Departements interne 
Regelungen.

Eidgenössisches Personalamt (EPA)
Rechtsdienst EPA
Eigerstrasse 71
3003 Bern
Tel. 058 466 30 10

6.3	 Unterlagen / Dokumente zum Betrieblichen Case Management Bund

Mehr Informationen zum Betrieblichen Case Management Bund finden Sie unter:

intranet.infopers.admin.ch

Der vorliegende Leitfaden kann auch elektronisch bezogen werden:
intranet.infopers.admin.ch

Cette publication existe également en français.
intranet.infopers.admin.ch

La presente pubblicazione è ottenibile anche in formato elettronico:
intranet.infopers.admin.ch
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7	 Ablaufprozess BCMB

Medizi-
nische 

Expertise
Möglicher
Einbezug

des
Vertrau-
ensarztes
durch HR

Phase 1
sofort – 

≈ 30 
Tage

Phase 2
bis 60 
Tage

Phase 3
bis max.

Ende
Lohnfort-
zahlungs-

pflicht

PSB
Mögliche
Beratung

und Unter- 
stützung
von MA /
VG und

HR

PSB
Prozess-
verant-

wortung
CM PSB

Früherkennung (Führungskraft)

Frühintervention (Führungskraft und HR-Fachperson)

Case Management PSB (Prozessverantwortung und -begleitung PSB)

Veränderung
in Leistung

Veränderung
in Verhalten

Auffälligkeiten
Häufige Abwesenheiten

ab 3 Abwesenheiten
im letzten halben Jahr

krankheits- oder
unfallbdingte
Abwesenheit

Klärungs- oder Konfrontationsgespräch 
(Führungskraft / HR-Fachpersonen)

Keine Massnahmen 
nötig

Abschluss
(Auflösung Arbeitsver-
hältnis einseitig oder 
einvernehmlich unter 
Berücksichtigung der 
Sperrfristen nach Art. 
336c OR und Art. 31a 

BPV)

einfache Unter-
stützungsmassnahmen 

ausreichend?

Erhalt 
/Rückkehr 

an den Arbeits-
platz?

Handlungs-
bedarf?

erfolgreich?
Abschluss:

Entlastungsgespräch /
Rückkehrgespräch

Empfehlung
CM PSB an HR

Prüfung CM PSB
(Information MA durch HR)

Auftrag CM PSB
(durch HR an PSB)

CM PSB

Bedarfsanalyse
(Gespräche PSB mit MA, VG 

und HR)

Abschluss CM 
PSB  

Reintegration?

Aufnahme / Bedarfsabklärung CM PSB 
 Ziel Erhalt Arbeitsplatz / Rückkehr in Ar-
beitsprozess?
 Komplexität / Mehrfachproblematik?
 Koordinationsbedarf?
 Kooperationsbereitschaft?

CM PSB 
 Situationsanalyse
 Reintegration planen
 Durchführung und Prozessbegleitung
 Evaluation

Abschluss
Rückkehr /

Teilrückkehr in den 
Arbeitsprozess

Zielkonflikt?  
Sistierung / Abbruch CM 

PSB

Empfehlung anderer
Massnahmen

nein ja

neinja

ja

ja

nein
nein

nein

nein

ja

ja

nein

ja
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